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Asyl und Flüchtlingsschutz





 Wer ist ein „Flüchtling“? 

Im Alltag wird der Begriff „Flüchtling“ oft als allgemeines Synonym für geflüchtete 
Menschen genutzt – im Verständnis des Asylrechts umfasst er jedoch ausschließlich 
anerkannte Flüchtlinge nach der Genfer Flüchtlingskonvention: Das sind Personen, 
die nach Abschluss eines Asylverfahrens den Flüchtlingsschutz erhalten. Darüber 
hinaus gibt es allerdings drei weitere Schutzformen, bei deren Vorliegen Asylrecht 
gewährt werden kann. Als zuständige Behörde für die Umsetzung des Asylrechts 
unterscheidet das Bundesamt für Migration genauer – und zwar folgende Personen
gruppen:

- 

Asylsuchende: 
Personen, die beabsichtigen, einen Asylantrag zu stellen und noch nicht als Asyl
antragstellende beim Bundesamt erfasst sind.

- 

Asylantragstellende: 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber, die sich im Asylverfahren befinden und 
deren Verfahren noch nicht entschieden ist.

Schutzberechtigte sowie Bleibeberechtigte: 
Personen, die eine Asylberechtigung, einen Flüchtlingsschutz oder subsidiären 
Schutz erhalten oder aufgrund eines Abschiebungsverbots in Deutschland bleiben 
dürfen.











Von der Ankunft 
zum Asylverfahren
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Für alle in Deutschland ankommenden Asylsuchenden gilt: Sie müssen sich  
unmittelbar bei oder nach ihrer Ankunft bei einer staatlichen Stelle melden. 
Dies kann schon an der Grenze oder später im Inland geschehen. Wer sich  
bereits bei der Einreise als asylsuchend meldet, wendet sich an die Grenz
behörde. Sie leitet Asylsuchende dann an die nächstgelegene Erstaufnahme
einrichtung weiter. Wer sein Asylgesuch erst im Inland äußert, kann sich 
hierzu bei einer Sicherheitsbehörde (zum Beispiel der Polizei), einer Aus
länderbehörde, bei einer Aufnahmeeinrichtung oder direkt bei einem 
Ankunftszentrum oder AnkER-Einrichtung melden. Erst dann kann ein 
Asylverfahren beginnen.

- 
- 

- 
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1.1 Ankunft und Registrierung

Alle Personen, die sich in der Bundesrepublik Deutschland als asylsuchend melden, 
werden registriert. Hierbei werden persönliche Daten aufgenommen. Alle Antrag
stellenden werden fotografiert; von Personen ab dem 6. Lebensjahr werden zusätzlich 
Fingerabdrücke abgenommen. 

- 

Die aufgenommenen Daten werden zentral im sogenannten Ausländerzentralregister 
gespeichert. Zugriff auf diese Daten haben später alle öffentlichen Stellen in dem 
Umfang, den sie für ihre jeweiligen Aufgabenbereiche benötigen. 

Im ersten Schritt werden die neu aufgenommenen Daten mit bereits vorhandenen 
Daten des Ausländerzentralregisters sowie den Daten des Bundeskriminalamtes 
abgeglichen. Unter Anderem wird überprüft, ob es sich um einen Erstantrag, einen 
Folgeantrag oder möglicherweise einen Mehrfachantrag handelt. Mit Hilfe eines  
europaweiten Systems (Eurodac) wird außerdem ermittelt, ob ein anderer europäischer 
Staat für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig sein könnte.
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 Ausländerzentralregister 

Die während der Registrierung erfassten Daten werden im Ausländerzentral
register (AZR) gespeichert. Das AZR ist eine bundesweite personenbezogene 
Datei, die zentral vom Bundesamt geführt wird. Sie enthält Informationen über 
Menschen aus dem Ausland, die sich in Deutschland aufhalten oder aufge
halten haben. Alle Ausländerbehörden arbeiten mit diesen Daten, wenn sie ihre 
Aufgaben wahrnehmen.

- 

- 

Als Nachweis über die Registrierung erhalten Asylsuchende einen Ankunftsnachweis  
in der für sie zuständigen Aufnahmeeinrichtung oder dem Ankunftszentrum. Der An
kunftsnachweis weist als erstes offizielles Dokument die Berechtigung zum Aufenthalt 
in Deutschland nach. Und, ebenso wichtig: Er berechtigt dazu, staatliche Leistungen 
zu beziehen, wie etwa Unterbringung, medizinische Versorgung und Verpflegung.

-
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1.3 Zuständige Aufnahmeeinrichtung 

Die zuständige Aufnahmeeinrichtung ist für die Versorgung und Unterkunft der Asyl
suchenden verantwortlich. Während ihres Aufenthalts erhalten sie existenzsichernde 
Sachleistungen und einen monatlichen Geldbetrag zur Deckung der persönlichen 
Bedürfnisse im Alltag. Art und Höhe der Leistungen sind durch das sogenannte Asyl
bewerberleistungsgesetz geregelt. Zu ihnen zählen: Grundleistungen für Ernährung, 
Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege, Gebrauchs- und Ver
brauchsgüter im Haushalt, Leistungen zur Deckung persönlicher Bedürfnisse,  
Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt sowie individuelle Leistungen, 
die vom Einzelfall abhängen.

- 

-

- 

Asylbewerberleistungen werden auch in der Anschlussunterbringung (wie etwa  
einer Gemeinschaftsunterkunft oder auch einer privaten Wohnung) erbracht. Nähere 
Auskünfte erteilt die zuständige Ausländerbehörde.
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1.4 Persönliche Asylantragstellung 

In einer Außenstelle des Bundesamtes (in einem Ankunftszentrum oder einer AnkER-
Einrichtung) findet die persönliche Antragstellung statt. Zu diesem Termin steht eine 
Dolmetscherin oder ein Dolmetscher zur Verfügung. Die Antragstellenden werden über 
ihre Rechte und Pflichten innerhalb des Asylverfahrens aufgeklärt – außerdem erhal
ten sie alle wichtigen Informationen auch schriftlich in ihrer Muttersprache.

 

-

Falls nicht zu einem früheren Zeitpunkt schon geschehen, werden bei der Antrag
stellung die persönlichen Daten erfasst. Asylantragstellende sind verpflichtet, ihre 
Identität nachzuweisen, sofern ihnen dies möglich ist. Neben dem Nationalpass sind 
hierfür auch andere Personaldokumente, wie zum Beispiel Geburtsurkunden und 
Führerscheine, aussagekräftig. Dabei werden Originaldokumente vom Bundesamt 
mittels physikalisch-technischer Urkundenuntersuchungen (PTU) überprüft.

-

Die Antragstellung erfolgt in der Regel persönlich. Nur in bestimmten Ausnahme
fällen kann sie schriftlich erfolgen, zum Beispiel wenn die betreffende Person sich  
in einem Krankenhaus befindet oder minderjährig ist. 

-
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Residenzpflicht
Nach Stellung ihres Asylantrags erhalten Antragstellende eine Bescheinigung über 
die Aufenthaltsgestattung. Diese weist sie gegenüber staatlichen Stellen als Asyl
antragstellende aus und belegt, dass sie sich rechtmäßig in Deutschland aufhalten. 
Die Aufenthaltsgestattung ist räumlich auf den Bezirk beschränkt (Residenzpflicht),   
in dem sich die zuständige Aufnahmeeinrichtung befindet.

- 

Personen mit geringer Bleibeperspektive sind verpflichtet, bis zur Entscheidung in  
den Aufnahmeeinrichtungen zu wohnen. Wird ihr Asylantrag als „offensichtlich 
unbegründet“ oder „unzulässig“ abgelehnt (siehe auch „Rechtsmittel gegen die Ent
scheidung“), gilt diese Wohnverpflichtung bis zu ihrer Ausreise. Während dieser Zeit 
dürfen sie nicht arbeiten und das in ihrer Aufenthaltsgestattung genannte Gebiet 
nur dann vorübergehend verlassen, wenn sie dafür eine Erlaubnis vom Bundesamt 
erhalten.

- 

Auch Personen mit guter Bleibeperspektive dürfen sich zunächst nur in dem in ihrer 
Aufenthaltsgestattung genannten Gebiet aufhalten. Und auch sie benötigen eine 
Erlaubnis, wenn sie dieses Gebiet vorübergehend verlassen möchten. Die Residenz
pflicht entfällt für sie nach drei Monaten. Der Aufenthaltsbereich wird dann auf  
das Bundesgebiet ausgeweitet. 

-
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1.5 Prüfung des Dublin-Verfahrens

Das Dublin-Verfahren dient der Zuständigkeitsbestimmung zur Durchführung des Asyl
verfahrens in einem EU-Mitgliedstaat. Die Dublin III-Verordnung legt Kriterien und 
Verfahren fest, die bei der Bestimmung des Mitgliedstaates, der für die Prüfung des ge
stellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist, zur Anwendung gelangen. 
Sie findet Anwendung in allen 28 EU-Mitgliedstaaten sowie Norwegen, Island, Liech
tenstein und der Schweiz. Das Dublin-Verfahren bezweckt, dass jeder Asylantrag, 
der auf dem Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten gestellt wird, materiell-rechtlich nur 
durch einen Staat geprüft wird. 

-

- 

-

Ablauf des Dublin-Verfahrens im Bundesamt
Nach erfolgter Antragstellung in der zuständigen Außenstelle des Bundesamtes findet 
das persönliche Gespräch statt, dessen Inhalt zur Bestimmung des zuständigen  
Mitgliedstaates und zur Prüfung von Abschiebungshindernissen im Dublin-Verfahren 
vom Bundesamt herangezogen wird. In diesem Gespräch wird die antragstellende 
Person über das Verfahren informiert und zu den Gründen befragt, die gegen eine 
Überstellung in einen anderen Mitgliedstaat sprechen könnten. 
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Liegen Anhaltspunkte für die Zuständigkeit eines anderen Mitgliedstaates vor, wird 
die Akte zur Einleitung des Dublin-Verfahrens an das jeweils örtlich zuständige 
Dublinzentrum des Bundesamtes abgegeben. Ergibt die Prüfung durch das Dublin
zentrum, dass ein anderer Mitgliedstaat für die Bearbeitung des Asylantrages zu
ständig sein könnte, wird ein sogenanntes Übernahmeersuchen an den betreffenden 
Mitgliedstaat gerichtet. Stimmt der Mitgliedstaat dem Übernahmeersuchen zu,  
stellt das Bundesamt die Unzulässigkeit des Asylantrages in Deutschland fest und 
ordnet die Abschiebung in den zuständigen Mitgliedstaat an. 

-
-

Die betroffene Person kann gegen diese Entscheidung Klage erheben und einen Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung bei dem zuständigen Verwaltungsgericht 
stellen. Vor einer gerichtlichen Entscheidung über den Antrag auf Anordnung der auf
schiebenden Wirkung ist eine Überstellung in den Mitgliedstaat nicht zulässig. 

- 

Die Überstellung hat innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung des Mitgliedstaates 
zu erfolgen. Befindet sich die betroffene Person in Haft, beträgt die Überstellungsfrist  
12 Monate. Ist die betroffene Person flüchtig, beträgt die Überstellungsfrist 18 Monate. 
Wird ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung gestellt, ist die Über
stellungsfrist bis zur Entscheidung über diesen Antrag unterbrochen. 

-

Der konkrete Vollzug der Überstellung obliegt den Ausländerbehörden und der Bundes
polizei. Das umfasst auch die Festlegung eines Termins für die Überstellung.

- 
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1.6 Persönliche Anhörung

Die persönliche Anhörung ist für die Antragstellenden der wichtigste Termin innerhalb 
ihres Asylverfahrens. Deswegen bieten Hilfsorganisationen oder Wohlfahrtsverbände 
zur Vorbereitung auf das Gespräch eine Beratung an. Seit August 2018 werden in den 
AnkER-Einrichtungen (s. S. 37) auch Gruppeninformationen und Einzelberatungen 
zum Asylverfahren durch das Bundesamt durchgeführt.

Für die Durchführung der Anhörung sind die sogenannten Entscheiderinnen und Ent
scheider des Bundesamtes zuständig. Sie laden die Antragstellenden zu diesem Termin, 
bei dem auch eine Dolmetscherin oder ein Dolmetscher anwesend ist.

- 

Diesen Termin müssen die Antragstellenden unbedingt wahrnehmen oder rechtzeitig 
mitteilen, warum ihnen das Erscheinen nicht möglich ist. Wenn nicht, kann ihr Asyl
antrag abgelehnt oder das Verfahren eingestellt werden.

-

Die Anhörungen sind nicht öffentlich. Es können aber eine Rechtsanwältin oder ein  
Rechtsanwalt sowie eine Vertreterin oder ein Vertreter des Hohen Flüchtlingskom
missars der Vereinten Nationen (UNHCR) und bei Unbegleiteten Minderjährigen ihr 
Vormund teilnehmen. Die Teilnahme einer weiteren Vertrauensperson als Beistand 

-
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ist grundsätzlich möglich. Diese Person muss sich ausweisen können und darf selbst 
nicht im Asylverfahren sein.

Das Ziel der Anhörungen ist es, die individuellen Fluchtgründe zu erfahren, tiefere Er
kenntnisse zu erhalten sowie gegebenenfalls Widersprüche aufzuklären. Dabei sind 
die Entscheiderinnen und Entscheider mit den Verhältnissen in den Herkunftsstaaten 
der Antragstellenden vertraut.

- 

Während der Anhörung erhalten die Antragstellenden ausreichend Zeit, um ihre je
weiligen Fluchtgründe zu schildern. Sie stellen ihren Lebenslauf und ihre Lebens
umstände dar, schildern den Reiseweg und ihr eigenes Verfolgungsschicksal. Außer
dem äußern sie ihre Einschätzung der Umstände, die sie bei einer Rückkehr in ihr 
Herkunftsland erwarten. Bei alldem sind sie verpflichtet, wahrheitsgemäße Angaben 
zu machen und Beweismittel vorzulegen, sofern sie diese beschaffen können. Das 
können Fotos sein, Schriftstücke von der Polizei oder anderen Behörden, gegebenen
falls auch ärztliche Atteste.

- 
- 

-

-

Die Schilderungen werden übersetzt und protokolliert und im Anschluss an die An
hörung für die Antragstellenden rückübersetzt. Sie bekommen so Gelegenheit, das 
Gesagte zu ergänzen oder zu korrigieren. Schließlich wird ihnen das Protokoll zur 
Genehmigung durch die Unterschrift vorgelegt.

- 

 Beteiligung des UNHCR 

Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) wacht darüber, 
dass die Genfer Flüchtlingskonvention eingehalten wird. Wenn der UNHCR für 
seine Arbeit Informationen anfordert, stellt das Bundesamt diese zur Verfügung. 
Außerdem darf der UNHCR bei Anhörungen im Asylverfahren anwesend sein. 
Zur Erfüllung seiner Aufgaben darf er die Entscheidungen des Bundesamtes und 
deren Begründungen einsehen.
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 Identitätsprüfung 

Zur besseren Identitätsfeststellung hat das Bundesamt im Rahmen des Programms  
„Integriertes Identitätsmanagement – Plausibilisierung, Datenqualität und Sicher
heitsaspekte (IDM-S)“ Assistenzsysteme eingeführt. Sie geben im Rahmen der Sach
verhaltsaufklärung unterstützende Hinweise. Damit erhalten Entscheiderinnen 
und Entscheider zusätzliche Indizien, die ihnen die Ermittlung des Sachverhalts 
erleichtern können.

-
- 

• Bildbiometrie – Durch die Analyse biometrischer Bilder ist eine automatische 
Gesichtserkennung auf Grund eindeutiger individueller biometrischer Merkmale  
möglich. Neben dem Abgleich von Fingerabdrücken dient die Bildbiometrie  
als weiteres Identifikationsmittel.

• Namenstransliteration und -analyse – Bei der Namenstransliteration wird eine 
standardisierte Überführung (Transliteration) von arabischer in lateinische 
Schrift vorgenommen.

• Sprachbiometrie – Anhand einer Sprachaufnahme wird der vom Antragstellenden  
gesprochene (Groß-)Dialekt biometrisch erkannt. Diese Information erlaubt 
Rückschlüsse auf das Herkunftsland und kann wertvolle Hinweise für die Anhö
rung liefern.

-

• Auswertung von mobilen Datenträgern – Die Analyse von mobilen Datenträgern 
unterstützt anhand von auf dem Mobiltelefon gespeicherten Metadaten  
(u. a. von hinterlegten Geodaten) die Feststellung der Identität und Herkunft. 

• Mit diesen Assistenzsystemen, die sich auf moderne Datenanalysemethoden 
stützen, können die im Asylverfahren erhobenen Informationen von Asylsu
chenden sofort plausibilisiert werden. Dies führt zu einer besseren Datenqualität. 
Bleiben Zweifel an der Identität von Antragstellenden, führt das Bundesamt  
eine Überprüfung mittels einer Sprach- und Textanalyse durch, zu der Sprach
gutachterinnen und Sprachgutachter hinzugezogen werden. Solche Fälle 
können gegebenenfalls dem bundesamtseigenen Sicherheitsreferat gemeldet 
werden. Das Referat arbeitet zum einen eng mit dem Gemeinsamen Extremismus-  
und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ) und dem Gemeinsamen Terrorismus
abwehrzentrum (GTAZ) zusammen. Zum anderen führt es im Rahmen der daten
schutzrechtlichen Möglichkeiten einen automatisierten Datenabgleich mit  
den Sicherheitsbehörden durch.

-

-

- 
- 

20



1.7 Entscheidung des Bundesamtes

Auf Basis der persönlichen Anhörung und der eingehenden Überprüfung von Doku
menten und Beweismitteln entscheidet das Bundesamt über den Asylantrag. Dabei  
ist das Einzelschicksal maßgeblich. Die Entscheidung wird schriftlich begründet und  
den Antragstellenden oder Verfahrensbevollmächtigten sowie den zuständigen Aus
länderbehörden zugestellt.

- 

-

Entscheidungsmöglichkeiten
Bei jedem Asylantrag prüft das Bundesamt auf Grundlage des Asylgesetzes, ob eine 
der vier Schutzformen – Asylberechtigung, Flüchtlingsschutz, subsidiärer Schutz  
oder ein Abschiebungsverbot – vorliegt. Nur wenn keine dieser Schutzformen in Frage 
kommt, wird der Asylantrag abgelehnt.

Anerkennung  
der Asyl

berechtigung
- 

16 a
GG

Art.

Zuerkennung  
des Flüchtlings

schutzes
- 

§ 3
AsylG

Zuerkennung  
des Subsidiären  

Schutzes

§ 4
AsylG

Feststellung  
Abschiebungs

verbot
- 

§ 60
AufenthG
V + VII

21Von der Ankunft zum Asylverfahren







Subsidiärer Schutz 
Subsidiär schutzberechtigt sind Menschen, die stichhaltige Gründe dafür vorbringen, 
dass ihnen in ihrem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht und sie den Schutz 
ihres Herkunftslands nicht in Anspruch nehmen können oder wegen der Bedrohung 
nicht in Anspruch nehmen wollen. Ein ernsthafter  Schaden kann sowohl von staatli
chen als auch von nichtstaatlichen Akteuren ausgehen.

-

Als ernsthafter Schaden gilt: die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe, Folter,  
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, eine ernsthafte 
indivi duelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen be
waffneten Konflikts.

- 

 Rechtliche Grundlagen und Folgen

§ 4
AsylG

!  Ausschlussgründe für eine Schutzberechtigung

Die oben genannten drei Schutzformen kommen nicht in Betracht, wenn Aus
schlussgründe  vorliegen. Dazu gehören: Wenn eine Person ein Kriegsverbrechen 
oder eine schwere nichtpolitische Straftat außerhalb des Bundesgebiets begangen 
hat, den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwidergehandelt 
hat, als Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland anzusehen ist 
oder eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, weil sie wegen eines Verbre
chens oder besonders schweren Vergehens rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe 
verurteilt worden ist.

- 

-

§4 Abs. 1 AsylG
• Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr
• bei Verlängerung: zwei weitere Jahre
•  Niederlassungserlaubnis nach fünf Jahren (die Asylverfahrensdauer 

wird eingerechnet) möglich, wenn weitere Voraussetzungen, wie  
etwa die Sicherung des Lebensunterhalts sowie ausreichende Deutsch
kenntnisse, erfüllt sind.

- 

• unbeschränkter Arbeitsmarktzugang – Erwerbstätigkeit gestattet
• kein Anspruch auf privilegierten Familiennachzug (s. S. 27)
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Nationales Abschiebungsverbot
Ein schutzsuchender Mensch darf nicht rückgeführt werden, wenn die Rückführung 
in den Zielstaat eine Verletzung der Europäischen Konvention zum Schutz der Men
schenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) darstellt oder wenn dort eine erhebliche 
konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht.

-

Erhebliche konkrete Gefahr aus gesundheitlichen Gründen liegt dann vor, wenn lebens
bedrohliche oder schwerwiegende Erkrankungen sich durch eine Rück führung 
wesentlich verschlimmern würden. Dabei wird nicht vorausgesetzt, dass die medi
zinische Versorgung im Zielstaat mit der in der Bundesrepublik Deutschland gleich
wertig ist. Eine ausreichende medizinische Versorgung liegt in der Regel auch dann vor, 
wenn diese nur in einem Teil des Zielstaats ge währleistet ist.

- 

- 
-

Wird ein nationales Abschiebungsverbot festgestellt, darf keine Rückführung in den 
Staat erfolgen, für den dieses Abschiebungsverbot gilt. Den Betroffenen wird von der 
Ausländerbehörde eine Aufenthaltserlaubnis erteilt.

Ein Abschiebungsverbot kommt jedoch nicht in Betracht, wenn den Betroffenen 
die Ausreise in einen anderen Staat möglich und zumutbar ist oder sie ihren Mitwir
kungspflichten nicht nachgekommen sind.

-

 Rechtliche Grundlagen und Folgen

§ 60 Abs. 5 AufenthG  
§ 60 Abs. 7 AufenthG
• Aufenthaltserlaubnis für mind. ein Jahr
• wiederholte Verlängerung möglich
•  Niederlassungserlaubnis nach fünf Jahren (die Asylverfahrensdauer 

wird eingerechnet) möglich, wenn weitere Voraussetzungen, wie etwa 
die Sicherung des Lebensunterhalts sowie ausreichende Deutsch
kenntnisse, erfüllt sind.

-

• Beschäftigung möglich – Erlaubnis der Ausländerbehörde erforderlich

§ 60
AufenthG
V + VII
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 Familienasyl  

Für Mitglieder einer Familie gilt das Familienasyl. Das heißt: wurde eine sogenannte  
stammberechtigte Person als asylberechtigt anerkannt, erhalten deren in Deutsch
land aufhältigen Familienmitglieder auf Antrag ebenfalls Asyl. Als Familienange
hörige im Sinne des Familienasyls gelten Ehegattinnen und -gatten, eingetragene 
Lebenspartnerinnen und -partner, minderjährige ledige Kinder, die sorgeberechtig
ten Eltern einer minderjährigen ledigen Person, eine andere erwachsene Person, 
die für eine minderjährige ledige Person sorgeberechtigt ist sowie minderjährige 
ledige Geschwister einer minderjährigen Person. Diese Regelung gilt auch für  
Schutzberechtigte, die Flüchtlingsschutz oder subsidiären Schutz erhalten haben. 
Ausgeschlossen sind Personen, bei denen im Asylverfahren ein nationales Ab
schiebungsverbot festgestellt wurde.

-
- 

- 

-

In Deutschland geboren
Wird ein Kind in Deutschland nach der Asylantragstellung der Eltern geboren, 
bietet der Gesetzgeber zum Schutz der Kinder unter bestimmten Voraussetzungen 
die Möglichkeit eines eigenen Asylverfahrens. Hierzu informieren die Eltern,  
von denen noch mindestens ein Elternteil im Asylverfahren ist, oder die Ausländer
behörde das Bundesamt von der Geburt. Der Asylantrag gilt damit automatisch –  
im Interesse des Neugeborenen – als gestellt. Die Eltern können für ihr Kind eigene 
Asylgründe vorbringen. Wenn sie das nicht tun, gelten die gleichen Gründe wie  
bei den Eltern. Auch hier steht gegen eine ablehnende Entscheidung des Bundes
amtes der Rechtsweg offen. 

- 

- 

Ist der Antrag der Eltern bereits entschieden, erhalten in Deutschland geborene 
Kinder einen eigenen Bescheid. Im Falle einer Ablehnung des Antrags gilt: Zum 
Schutz des Kindes werden und dürfen minderjährige Kinder bei einem ablehnenden 
Bescheid nicht getrennt von ihren Eltern rückgeführt werden. 
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 Familiennachzug  

Menschen, denen die Asylberechtigung beziehungsweise die Flüchtlingseigen
schaft zuerkannt wurde, haben das Recht auf privilegierten Familiennachzug:  
Dieser umfasst den Ehegattinnen-, Ehegatten- sowie Kindernachzug. Hierfür muss 
der entsprechende Antrag innerhalb von drei Monaten nach der Zuerkennung 
der Schutzberechtigung beim Auswärtigen Amt gestellt werden. 

-

Subsidiär Schutzberechtigte
Seit dem 1. August 2018 ist der Familiennachzug von engsten Familienangehörigen  
zu subsidiär Schutzberechtigten wieder möglich. Allerdings für ein begrenztes 
Kontingent von 1.000 Personen pro Monat. 

Humanitäre Gründe sind ausschlaggebend
Einen Rechtsanspruch auf Familiennachzug enthält die Neuregelung nicht. Die 
zuständigen Behörden sollen nach humanitären Gründen entscheiden, wer eine 
Aufenthaltserlaubnis erhält. Die Kriterien sind die Dauer der Trennung, das Alter 
der Kinder, schwere Erkrankungen und konkrete Gefährdungen im Herkunftsland. 
Darüber hinaus sind auch Integrationsaspekte zu berücksichtigen. Grundsätzlich 
können Ehepartnerin bzw. Ehepartner, minderjährige Kinder und Eltern von 
Minderjährigen Familiennachzug beantragen. Geschwister haben ein solches Recht 
nicht. Auch bei einer Eheschließung, die während der Flucht stattfand, ist der 
Familiennachzug ausgeschlossen.
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!  Unzulässige Asylanträge

Auch wenn Deutschland nach Abschluss des Dublin-Verfahrens für die Prüfung 
des Asylantrags zuständig ist, kann es ein, dass ein Asylantrag vom Bundesamt 
als unzulässig zurückgewiesen wird. Dies kommt z.B. immer dann vor, wenn die  
Antragstellenden bereits in einem anderen Staat ein Asylverfahren hatten und  
ihnen dort bereits Schutz zuerkannt wurde. Es ist dann nicht möglich, in Deutschland 
ein zweites Mal Schutz zu erhalten. Solche Staaten können die Mitgliedstaaten 
der EU sein, Norwegen oder die Schweiz.

Wurde eine geflüchtete Person aus einem Flüchtlingslager im sogenannten 
Relocation-Verfahren (siehe Europäisches Unterstützungsbüro) in einen anderen 
europäischen Staat verteilt, so muss sie dort einen Asylantrag stellen. Ein in 
Deutschland gestellter Antrag ist dann unzulässig.

Wenn ein Asylantrag der Antragstellenden bereits einmal abgelehnt wurde, so ist 
ein weiterer Antrag unzulässig, wenn seit der letzten Entscheidung keine neuen 
Asylgründe entstanden sind. Dabei ist es egal, ob der erste Antrag in Deutschland 
(Folgeantrag) oder in einem anderen Staat (Zweitantrag) abgelehnt wurde.

Folgeanträge und Zweitanträge 
Auch bei einem Folgeantrag oder einem Zweitantrag ist es möglich, in Deutschland 

Schutz zu erhalten. Da über die bisherigen Fluchtgründe aber bereits entschieden 
wurde, müssen Antragstellende nun darlegen, dass seit der letzten Entscheidung 
neue Gründe entstanden sind. Wenn es neue Gründe gibt, führt das Bundesamt 
ein neues Asylverfahren durch und prüft die neuen Gründe.
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1.8 Rechtsmittel gegen die Entscheidung 

Wenn für keine der vier Schutzformen – Asylberechtigung, Flüchtlingsschutz, 
subsidiärer Schutz oder ein Abschiebungsverbot – die Voraussetzungen erfüllt sind, 
erhalten Antragstellende einen ablehnenden Bescheid, verbunden mit einer  
Abschiebungsandrohung. 

Bei Ablehnung eines Asylantrags wird zwischen zwei Arten unterschieden: die einfache 
Ablehnung und die Ablehnung als „offensichtlich unbegründet“. Bei einer einfachen 
Ablehnung, wird der betroffenen Person eine Ausreisefrist von 30 Tagen gesetzt. Bei 
einer Ablehnung des Asylantrags als „offensichtlich unbegründet“ beträgt die Ausrei
sefrist dagegen nur eine Woche.

-

Den Betroffenen stehen in jedem Fall Rechtsmittel zur Verfügung. Sie können gegen 
die Entscheidung des Bundesamtes klagen. Die Klage muss grundsätzlich binnen  
kurzer Zeit erhoben werden. Dabei ist das Hinzuziehen einer Rechtsanwältin oder 
eines Rechtsanwalts meist hilfreich. Auf die möglichen Rechtsmittel und die Fristen 
wird im schriftlichen Bescheid – die sogenannte Rechtsbehelfsbelehrung – hinge
wiesen. Auch bei einem positiven Bescheid – es sei denn es wurde der Flüchtlings
schutz gewährt – besteht die Klagemöglichkeit.

- 
-
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Das Gericht überprüft dann die Entscheidung des Bundesamtes. Kommt es zu der Er
kenntnis, dass die Voraussetzungen für eine Schutzgewährung sehr wohl bestehen, 
hebt es den Bescheid auf und verpflichtet das Bundesamt zu einer Schutzgewährung. 
Wird die Ablehnung aller Schutzformen bestätigt, wird die Klage abgewiesen und die 
Verpflichtung zur Ausreise bleibt bestehen. 

- 

Kommt die Person ihrer Ausreisepflicht nicht freiwillig nach, kann diese auch zwangs
weise erfolgen, wobei die jeweilige Ausländerbehörde für die Rückführung zuständig 
ist. Das gilt auch, wenn nicht geklagt wird. Falls eine Rückführung nicht möglich ist,  
kann die Ausländerbehörde eine Duldung oder auch eine Aufenthaltserlaubnis erteilen.

- 
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1.9 Ausgang des Asylverfahrens 

Auf die endgültige Entscheidung des Bundesamtes – den Abschluss des Asylverfahrens –  
folgt entweder das Aufenthalts- bzw. Bleiberecht oder aber die Ausreisepflicht. Für auf
enthaltsrechtliche Angelegenheiten sind die jeweiligen Ausländerbehörden zuständig. 

-

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
Asylberechtigte erhalten von ihrer zuständigen Ausländerbehörde eine Aufenthalts
erlaubnis für drei Jahre. Dasselbe gilt, wenn die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt 
worden ist. Nach frühestens drei Jahren kann unter bestimmten Voraussetzungen, 
wie etwa die Sicherung des Lebensunterhalts und ausreichende deutsche Sprach
kenntnisse, eine unbefristete Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn das Bundes
amt kein Widerrufsverfahren einleitet.

-

- 
- 

Subsidiär Schutzberechtigte erhalten eine Aufenthaltserlaubnis mit einjähriger 
Gültigkeit, die für jeweils zwei Jahre verlängert werden kann. Nach frühestens fünf 
Jahren (die Zeit des Asylverfahrens wird eingerechnet) kann eine unbefristete Nie
derlassungserlaubnis erteilt werden, sofern weitere Voraussetzungen, wie etwa die 
Sicherung des Lebensunterhalts und ausreichende deutsche Sprachkenntnisse,  
erfüllt sind.

-
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Wurde ein nationales Abschiebungsverbot festgestellt, darf keine Rückführung in  
den Staat erfolgen, für den dieses Abschiebungsverbot gilt. Die Betroffenen erhalten 
eine Aufenthaltserlaubnis, wenn die Bedingungen hierfür erfüllt sind (s. nationale  
Abschiebungsverbote). Die Aufenthaltserlaubnis wird für mindestens ein Jahr erteilt 
und kann wiederholt verlängert werden. Für die Erteilung der Niederlassungser
laubnis gilt das Gleiche wie bei subsidiär Schutzberechtigten.

- 

Widerrufs- und Rücknahmeverfahren
Das Bundesamt ist gesetzlich verpflichtet, die Anerkennung der Asylberechtigung 
und die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft zu widerrufen, wenn die Voraus
setzungen hierfür nicht mehr vorliegen. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn sich die 
Verfolgungssituation dauerhaft geändert hat bzw. diese nicht mehr besteht und  
den Betroffenen bei einer Rückkehr keine Gefahren mehr drohen. Eine Rücknahme 
des Schutzstatus erfolgt, wenn unrichtige Angaben oder das Verschweigen ent
scheidender Tatsachen zur Erteilung des Schutzstatus geführt haben.

-

- 

Außerdem muss die Möglichkeit einer Rücknahme geprüft werden, wenn Ausschluss
gründe vorliegen, wie etwa ein Kriegsverbrechen oder eine schwere nichtpolitische 
Straftat außerhalb des Bundesgebiets, die Zuwiderhandlung gegen die Ziele und Grund
sätze der Vereinten Nationen, eine Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland oder ein Verbrechen oder besonderes schweres Vergehen, welches rechts
kräftig zu einer Freiheitsstrafe geführt hat.

-

- 

-

Ob die Voraussetzungen für einen Widerruf oder eine Rücknahme gegeben sind, wird 
im Rahmen der sogenannten Regelüberprüfung vom Bundesamt beurteilt. Personen, 
denen das BAMF im Asylverfahren Schutz zuerkannt hat, sind seit Dezember 2018 ver
pflichtet, an dieser Überprüfung selbst mitzuwirken, wenn das Bundesamt dies als 
erforderlich und zumutbar ansieht.  Das Ergebnis dieser Prüfung teilt es der zuständigen 
Ausländerbehörde nur dann mit, wenn die Voraussetzungen für den Widerruf oder die 
Rücknahme des Schutzstatus vorliegen. Auch wenn anlässlich der Regelüberprüfung 
kein Widerruf oder keine Rücknahme erfolgt, ist eine spätere Aufhebung des Schutz
status nicht ausgeschlossen.

- 

-

Über den weiteren Aufenthalt entscheidet die jeweilige Ausländerbehörde.

Aufenthaltsbeendigung
Bei Ablehnung eines Asylantrages folgt eine Ausreisepflicht. Für die Rückführungen 
sind die jeweiligen Ausländerbehörden zuständig. Diese haben allerdings die Mög
lichkeit, eine Rückführung vorübergehend auszusetzen und eine Duldung oder eine 
befristete Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn Rückführungshindernisse vorliegen, 
die bei der Entscheidung des Bundesamtes nicht berücksichtigt werden konnten.

-
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Effiziente Prozessabläufe in den bundesweiten Standorten, fachliche 
Qualifizierung der Mitarbeitenden, Kooperationen mit anderen Behörden,  
Verfahrenssteuerung sowie Qualitätssicherung bei der Antragsbear
beitung beim Bundesamt tragen zur kontinuierlichen Verbesserung der 
Qualität und Einhaltung der Rechtssicherheit bei.

-
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2.1 Ankunftszentren und AnkER-Einrichtungen 

Ankunftszentren 
Die Ankunftszentren sind der zentrale Zugangspunkt zum Asylverfahren. In den 
Ankunftszentren werden alle für das Asylverfahren erforderlichen Schritte durchge
führt. Dies beinhaltet die ärztliche Untersuchung durch die Länder, die Erfassung  
der persönlichen Daten und die Identitätsprüfung, die Antragstellung, Anhörung und 
Entscheidung über den Asylantrag sowie erste Integrationsmaßnahmen, wie etwa 
die sogenannten Erstorientierungskurse durch das Bundesamt. Darüber hinaus findet 
eine Erstberatung zum Arbeitsmarktzugang durch die örtliche Arbeitsagentur statt.

- 

Mit Hilfe des integrierten Flüchtlingsmanagements werden die Abläufe der betei
ligten Behörden – von der Registrierung im jeweiligen Bundesland, der Prüfung  
des Gesundheitszustands bis hin zum Bescheid – in einem bundesweit übergreifen
den Kerndatensystem gespeichert und damit die Zusammenarbeit verbessert.

- 

- 
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Asylsuchende werden schon während der Bearbeitung ihres Antrags über die Teilnahme 
an Integrationskursen des Bundesamtes am jeweiligen Wohnort informiert.

Für einen möglichen Arbeitsmarktzugang nehmen Beraterinnen und Berater der 
Bundesagentur für Arbeit vor Ort in den Ankunftszentren Erstdaten der Antrag
stellenden auf. Diese stehen dann den Arbeitsagenturen und Jobcentern bundesweit 
zur Verfügung.

-

AnkER-Einrichtungen
Mit den neuen Ankunfts-, Entscheidungs- und Rückkehr-Einrichtungen (AnkER-
Einrichtungen) als moderne Dienstleistungseinrichtungen wurde die Grundidee der 
Ankunftszentren weiterentwickelt. Das zentrale Element des AnkER-Konzepts ist  
die Bündelung aller Funktionen und Zuständigkeiten: von Ankunft über Asylantrag
stellung und Entscheidung bis zur kommunalen Verteilung, ersten integrationsvor
bereitenden Maßnahmen bzw. der Rückkehr von Asylantragstellenden. Alle direkt am 
Asylprozess beteiligten Akteure sind vor Ort in den AnkER-Einrichtungen vertreten. 
Dies sind in der Regel die Aufnahmeeinrichtungen des Landes, das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge, die Ausländerbehörden, Verwaltungsgerichte, Jugendämter  
und die Bundesagentur für Arbeit. Für die Ausgestaltung der Zentren wird dabei  
kein starres Konzept vorgegeben – die Länder können hier die Schwerpunkte setzen, 
die ihnen besonders wichtig sind.

 

- 
-

 Asylverfahrensberatung (AVB) 

Seit August 2018 wird in den AnkER-Einrichtungen ein zweistufiges Modell 
einer AVB durch das BAMF angeboten. Dieses umfasst:

• eine allgemeine Asylverfahrensinformation in Gruppengesprächen für alle 
Asylsuchenden vor der Antragstellung und, darauf aufbauend, 

• bei Bedarf eine individuelle Asylverfahrensberatung in Einzelgesprächen 
während des gesamten Asylverfahrens.

Ziel der AVB ist es, die Qualität, Effizienz und Rechtsstaatlichkeit des Asylver
fahrens zu fördern. Die Umsetzung der individuellen Asylverfahrensberatung 
durch das BAMF erfolgt parallel und subsidiär zu der anderer Träger. Die für  
die AVB eingesetzten BAMF-Mitarbeitenden werden speziell geschult. Sie agieren 
unabhängig vom Asylbereich und bearbeiten keine Asylverfahren von Antrag
stellenden, die sie beraten haben.

-

- 
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2.2 Entscheiderinnen und Entscheider 

Die Entscheiderinnen und Entscheider des Bundesamtes gehören dem allgemeinen, 
nichttechnischen Verwaltungsdienst an. Ihre Aufgabe, die Prüfung von Asylanträgen,  
umfasst sowohl die wichtige persönliche Anhörung als auch die darauffolgende 
Entscheidung über Asylanträge. Fachliche Voraussetzungen für diese Tätigkeit sind –  
neben umfassenden Kenntnissen des Asyl- und Ausländerrechts – ein detailliertes 
Wissen über die politische Lage in den Herkunftsländern der Antragstellenden. Außer
dem bilden bestimmte Soft-Skills, wie das Beherrschen von gängigen Interview
techniken, kultursensibles Einfühlungsvermögen und interkulturelle Kompetenzen, 
grundlegende Voraussetzungen für den Einsatz als Entscheiderin oder Entscheider.

-
- 
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Qualifizierung und fachliche Voraussetzungen
Im zentralen Qualifizierungszentrum des Bundesamtes wird ein zeitgemäßes Aus- und  
Fortbildungskonzept umgesetzt. Mitarbeitende werden von erfahrenen Kräften um
fassend geschult und auf das Asylverfahren vorbereitet. Nach der Vermittlung von Asyl
rechtsgrundlagen und Anhörungs- beziehungsweise Fragetechnik en werden die ange
henden Entscheiderinnen und Entscheider anhand von Praxisfällen geschult. Weil das 
Asylverfahren in Deutschland, unter anderem durch stetige politische Veränderungen,  
einem ständigen Wandel unterliegt, werden neben den neuen Kolleginnen und Kol
legen auch erfahrene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verpflichtet, an regelmäßigen 
Schulungen teilzunehmen. Hier werden ebenfalls die sogenannten Sonderbeauftragten 
geschult.

- 
- 

-

- 

Sonderbeauftragte
Sonderbeauftrage sind speziell geschulte Entscheiderinnen und Entscheider, die für 
Anhörungsverfahren bei besonders schutzbedürftigen Personengruppen eingesetzt 
werden. Dazu gehören Unbegleitete Minderjährige, Folteropfer, traumatisierte Personen  
und geschlechtsspezifisch Verfolgte sowie Opfer von Menschenhandel. Die Sonderbe
auftragten stehen über ihre eigenen Aufgaben in der Verfahrensbearbeitung hinaus ihren 
Vorgesetzten sowie Kolleginnen und Kollegen als Ansprechpersonen zur Verfügung.

- 

39Antragsbearbeitung beim Bundesamt



2.3 Verfahrenssteuerung und Qualitätssicherung 

Um Asylverfahren einheitlich durchführen zu können, ist eine durchgängige  
Steuerung sowie Qualitätssicherung erforderlich.

Verfahrenssteuerung
Die Verfahrenssteuerung erfolgt über Instrumente wie Dienstanweisungen und Arbeits
anleitungen. Dazu gehören auch amtsinterne Orientierungshilfen für die wesentlichen 
Herkunftsländer der Asylsuchenden in Form von Leitsätzen. Diese erleichtern zum 
Beispiel eine einheitliche Lageeinschätzung bei vergleichbaren Sachverhalten. Die 
Leitsätze umfassen auch Themenbereiche wie inländische Fluchtalternativen, Gruppen
verfolgung oder Sippenhaft. Sie ersetzen jedoch niemals eine individuelle Prüfung 
und Bewertung der Asylanträge. Diese erfolgt grundsätzlich durch die Entscheiderinnen 
und Entscheider.

- 

- 
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Qualitätssicherung
Die Qualitätssicherung umfasst alle Verfahrensschritte von der Antragstellung bis zur  
Zustellung des Bescheids und stellt damit einen ganzheitlichen Ansatz dar. Bei der 
Qualitätskontrolle von Anhörungen und Bescheiden gilt das Vier-Augen-Prinzip, das 
in Form von Kurzübersichten ausgeübt wird. Zusätzlich werden nach dem Zufalls
prinzip ausgewählte Verfahren einer nochmaligen Qualitätskontrolle durch das zen
trale Qualitätssicherungsreferat unterzogen.

- 
-

Es werden verfahrensbegleitende Instrumentarien eingesetzt mit dem Ziel, die Qua
litätsstandards einzuhalten und eine einheitliche Entscheidungspraxis zu gewähr
leisten. Sie umfassen Dienstanweisungen, Texthandbücher, Arbeitsanleitungen sowie 
Qualitätshandbücher. Darüber hinaus werden Weiterbildungsangebote für Entschei
derinnen und Entscheider angeboten.

-
-

-

Im Rahmen der Qualitätssicherung finden ebenfalls regelmäßige Austausche  
(Gespräche, Workshops) mit UNHCR und europäischen Partnerbehörden statt.
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